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der Landtagýýi Ssung vom 10. August 1922, Beginn 9 Uhr vormt t- 
tags. 

--. -- 

Anuº489nd: Stimtltohe Abgeordnate und 
Regierunggitonýrýýgshr Sohß dler. 

D8r_PrliB dsnt eröffnet die Sitzung und gedenkt in warmen 

Aorten des vor einigen Tagen plötzlich verstorbenen Herrn 

0berienrera Rudolf Quaderer in Sohaan, der auch Nttgiied 
Herren 

d lob Obersten Gerichtshof«$ war. Er ersucht die Abgeordneten, 

ZUM Zeichen der Trauer sich von ihren Sitzen zu erheben. 

Sodann ersucht der Pr at den t die Herren Schriftführer, die 

Protokolle der zwet letzten Sitzungen au verlesen. 

&. 
_. g. Wachtar verliest die Protokolle, welche etnattmmtg 

9 en ahmt gt werden. 
Ptýtt enD weist darauf hin, daß die Protokolle zu sp4s in 

die Zeitungen zur Veröffentlichung gelangen und es habe dte- 

gelbe sodann auch ketnen Wert mehr. 2s könne an dem seiner- 

zeitigen Beachiusse. die Protokolle in beiden LandesblýiBetern 

zu vgröffentliohen, schwer festgehalten werden, da die 

Zeitungen unter Umst8nden bet so spdter Einsendung der Proto- 

koile dt eaelben auch ablehnen. 

Ab9. Wachter. Dte Veröffentltohung kann ntoht gut vor der 

Jewetltgen nhohaten 8ttsung erfolgen, da ate Protokolle 

dooh vom Landtage genahmtgt werden maidsen, wenn ste amtit 

Charakter tragen aollen. 

on 

Abi: Au'ohell. Er müsse an der Durchführung des setn®rs$ttigan 

Beschlusses festhalten, denn sonst gelangen nur Eingesandt 

zur Veröffentltohung, welche nicht als amtltc h angesehen 

werden hönnen. 

Es wird sodann zur Tagesordnung übergesohritten und 

hoT, t als 1. Punht derselben das (3esets bitreffend dße 
rrrriwtirr. r rrrr r. w i nrrrrrrrrrý 

Ausübung der polt itsohon Volksreohte tn Landelan ele enhot ten 

zur Beratung. 
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G. 

Pnai dent weist bezüglich dieses Geagsaes in erster Linie 

auf das den Abgeordneten zugekommene Referat hin, greift 

jedoch die einzelnen wichtigeren Bestimmungen noch besonders 

auf und erteilt hinretc hende Aufklärung derselben. Er gibt 

auch benannt, daß in vorliegenden Gesetze die Volljährigkeit 

auf das 21. Altersjahr herabgesetzt set, trotzdem die in 

Nlirz 1919 stattgefundene Volksabstimmung eine bezügliche 

Vorlage verworf en habe. Der Referent betont jedoch, daß 

es kommen müsse, daß die Volljährigkeit auf das 21. A1ters- 

jahr herabgesetzt werde, denn wir kämen sonst rrrit verschie- 

denen gesetzlichen Bestimmungen in Konflikt. So müsse nach 

den derzeit geltenden Gesetzesvorsahri ften einem Ausländer, 

a. B. einem Schweizer, da die Schweiz ewerbegegenreaht aus- 

übt, die Konzession zur Ausübung irgendeines fewerbes erteik 

werden, wenn er volljährig sei und die sonstigen uorgesohrte- 

benen gesetzlichen Unterlagen beibringe. Der. Schweizer set 

nun mit 21 Jahren - in einzelnen Kantonen sogar schon mit 

19 und 19 Jahren - volljährig, folgedeasen mü49e also dem 

Schweizer die Konzession mit dem 2%. Altersjahr, bsesw. noch 

darunter erteilt werden, während sie einem Inläna\er eras 

mit 24 Jahren erteilt werden könne. Der Prda i dent , brt ng s 

noch andere Beispiele, so auch das Eherecht, nach welches 

nach Erfüllung des 14. Lebensjahres die Eingehung etn,. r Ehe 

gestattet sei, was in verschiedenen anderen Staaten, t. 1º 

denen eine frühere Großjährigkeit festgelegt set, ntorht , 

gestattet werde. Redner betont auch besonders noch, daß dte 

meisten zivilisierten und kulturell hochstehenden Staaten 

der Welt für die Großjährigket; eine niedrigere Altersgrenze 

festgesetzt haben. 

Ferner sei auch das Landtagswahlrecht in gegenständlßoher 

Gesetzesvorlage neu geregelt. In der erst vor durzem aus- 

gearbeiteten Landtagawahlordnung seien ndelßch krasse Wider- 

sprüche vorhanden, und um nß ah t schon wieder eine Ges et Des 

abänderung vornehmen zu müssen, set die Wahlordnung in dieses 
Gesetz einbezogen worden. 

-? t ý 
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. 3. 

Zur Wahlordnung möchte er noch bemerken, daß beaügltch der 

Stimm- u. Wahlaettel eine Aenderung getroffen worden set, 

indem nicht mehr amtliche Sitr, ii et t 91 verwendet werden Müssen. 

Es werden jedoch jeden Sttmmberechttgten amtltehe Sttmrraette1 

Bugest911t und müssen auch in jedem Abstinamungslohale genü- 

gend amtliche Sttmmzettel aufliegen. 2s müsse aber nicht 

gerade etn ameitoher, sondern könne auch ein anderer Stimm- 

Bettel benützt werden, nur müsse dieser aus wetssem Papter 

bestehen. Diese Aionderung set tn das Gesetz aufgenommen 

Word en, da das bisherige Sys tem völltg versagt habe. Etn 

Mißbrauch set nicht au befürohten, da ein solcher strenge 

998etaltohe Bestraf ung zur Iolgs Mitte. 
sodann 

Der Prhstdent stellt xarx die Gesetzesvorlage zur 

allgemeinen Dt ahuas t on. 

Abg. Wachter beantragt Lesung des Gesetzes. 

'rüstdent beginnt mt t der Lesung und gibt be4annt, daß 

nach jedem Artikel dte Debatte benützt werden könne. 

_Ab"S. 
BüOh 1. In Art. 2 Abs. 1 sei nun die Voll jä artgh9t t auf 

das 21. A1terejahr herabgesetst, Er bemerke, da, P er h*tn 

grundsPVBltoher Gegner dieser Bestimmung sei, mö'Qhte jedoch 

anfragen, ob der Landtag ohnewet tere berechtigt aft, _, 
diESe 

Gesetzesbesttmaung so festzusetzen. Im Jahre 1919 set eine 

bezügliche Vorlage durch die Volhaabsttmmung verworfen Worden 

und er Minne steh aus diesem Grunde ntoht ohnrw ters für 

cite Herabsetzung erhldren. Bs sei ut elletoht aua t, angesetg i, 

wenn eine Bestimmung in dieses t esets aufgeno; q&men; ̀werde,. 

daß ein Antrag, der von der Volksversammlung vssrwcýrfen 

werden set, erst etwa nach 3 oder 4 Jahren wt oder 'I n den 

Landtag 9tngebracht worden dürfe. 

AbQ. Wachter tat to diesem Punkte auch der Anstoht 4a Vor- 

redners. Beoügltoh des Absatzes 2 des Art. 2 möchte , 
er noch 

Flandwerker 

. Aufk1tirong, ob a. B, etn arýýnr, aiie e, der dte/ gr6ßte 

Zet t des Jahres als Geselle tm Auslands itch aufhalte, auch 

attmmbereohttgt set. 

A. ý4 
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Ate. Wals er. Für iian sei es leicht begreifltoh, daß sich 

Büohel gegen die lierabsetaung der Altersgrenze für die Voll- 

Jührigkat t ins Zeug setze. Man ert nnere sich nur an die 

8eineraei ttgen Partei- und Zet tungskrimpfe und falle es 

+sinem dann gewiß nicht schwer, den Standpunkt Büohels zu 

bagrei fen. Bot Schaffung des jets noch geltenden Gasatzea 

betr. die Bürgerwehr sei es andara gewesen. In jenem Gesetze 

Bei die Bestimmung. enthalten, daß einer, wenn er das 20. 

Altersjahr vollendet habe, Mitglied der Wehr werden könne, 

folgedessen auch die Berechtigung zum Waffentragen erlange. 

Ihm komme es sonderbar vor, daß einer für die Aufnahme in 

eine bewaffnete Wehr, die unter Umstanden gewiß ein verant- 

WorEungavollas eigenes Handeln eines jeden Einzelnen pedinge. 

früher fiihig sein solle, als zum Sttrmamen und wühlen. 

ALq. &üohel. Er könne der Ansicht des Vorredners nicht bei- 

8ttmmen. Er (Büo hei) und viele anaara rauen seinerzeit 

aus Ueberzeugung gegen die 8erabsstaung aer Altersgrenze 

9estimrrdt und nicht aus Partetrüattstchten. 

Prnstdent. Es dürfte am aweatmäßtgsten sein, diese Punkte 

noch aurücksuste11en una dieselben dann per nochmals tn 

Behandlung st ehen. 
ýbg. Kaiser. Basügltoh des Absatzas 1 seio$ er auch der 

Ansicht Büchule, den 2. Absata möchte er auch noch nlihar auf- 

9eklnrt. 

Aäy. Waohter. Er werde spnter nochmals auf diese Punkte zu- 

riiQkkommen. 

Abg. Wolfinger. Bezüglich der Herabsetsung der Altersgrenze 

Minnten wir auf Sohwtentgketten stoßen, da doch die seiner- 

zeitige Volitaabst i mmung maßgebend out, 

Abi aubel . Er würde diesen Punkt der Entscheidung durch 

eine neuerliche Volksabstimmung überlassen. 

Ab. ssnßr. Er finde den Abs. 1 für zai tgsraaß, trotsdom er 

8etnerzet t auch gegen die Heraosersung dear Altersgrenze 

gewesen sei. Er set jedoch auch der Ansi4h, t Bfiohels, daß vom 

Volke verworfene inttiativbegehren erst nao'h Ablauf einer 
bestimmten Frist wieder eingebracht worden dürfen, denn 
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5. 

dann sonst könnte Vtsbrauoh getrieben worden. Er stelle 

dt98sn Antrag jgd ooh tin Allgemeinen. 

Ab .. Bü hel. Er habe diesen Antrag auch tm Allgemeinen und 

ntcht nur für den jetzt strittigen Punkt gestsl. lt. 

rnstdent beantragt, diesen Punkt noch zurüakzustallen. 

werde einen dtesbezügltohen Antrag formulieren und könne 

d ann nochmals darauf zurückgekommen werden. 
Ab£. V�achter/ beantragt den 9-cn$en Art. 2 zurüakzustallan. 

Der Antrag wird ang Rnoacmen. 

_Ab2. Büohel beantragt, daß in Art. 4 Abe. 2 auch unaufschteb- 

bare aeschttfto als Entachuldtgungsgründe aufgenommen worden. 

Wird stattgegeben. 

Abg. Wolftnýe Er halte is nich; für notwendtg, daß das 

Schon zur öffentlichen Einsteht aufgelegte Stitrýrrýregister 

auch in der Amts tafel ausg ehdng t werden müsse ( Art. 5 Abs. 3). 

1'rrästdent. Dto Auahdngung des 1egtsters tn der Amtstafel 

bedeute auch etne Entlassung für die Vorsteher, denn hie U. 

da et ner erkundige st ch lieber in der Amts tafel als batmr 

trorateher. Dte bozüglt oho Bestimmung wolle daher belassen 

werden. 

Abg. Büoh, l wünscht in Art. 10 Abs. 3 eins Abänderung und zwar, 

daß es den Sttmmberachtigten 
yin 

der Re, l" freistehe, 

auch andere als amtliche Sttmnaztrttel zu benützen. Der Land- 

tag habe so freie Hand, in besonderen Fallen nur amiltohe 

Stimmzettel zu bewtlltgen. 

4bg. Ialaer. Er würde vorl4uftg in dteser Hinsicht ketne 

9tnschrd nkende Bestimmung öetfügen. Wenn steh die freie 

Benützung von Stimmzetteln nicht bewehre, Könne dies spKter 

wieder anders geseialtoh geregelt werden. 

Abq. BÜchel. Nach dem Antrage Walsera müsse spdter allenfalls 

wieder eine aesetzesabttnderung stattfinden, was sich sonst 

erübrigen It eß e. 

Abg. Wa1ser. Er lege besonderen Wert darauwf. . daß der Landtag 

in solohan Sachen keinen freien Sptelraum, besitze. Auch 

der Landßag solle stoh an dte Gesetze lialtlen. 

Der Antrag Düohels wird mt t 13 8ttmmen dj, ýgýlehnt. 
'lý v 
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d_,, 
�A'a18r 

wünscht Auskunft besügltoh boglaubtgung der 

Unteraohrt ften 3o m5ia an d. tl R3cm, eýtx ýsn8sic durch den Ortavor- 

8teher bet Samme2begvhrer,. Der Vorsteher müsse ledtgltch 

den Untersahrt ftensammiern Vertrauen f schenken und die 

Untersc hrt ften tim guten Glauben best? itigen. Er Könne doch 

8pt ter htefür nicht verantwortlich gemacht uýerden. (Art. 2S 

Abe. 2 ). 

i. dant gibt Aufhilirung, nach welcher der Vorsteher nicht 

verantwortlt oh gemacht werden kann. Bei Unterachrt ftenft32- 

8chungern haben die Schuldigen gssetzltohe Bestrafung zu 

9ewdrttgen. 

A., bi. Walsec frhgt an, ob gegen einen iiom Landtage gefaßten, 

dQ8 ganze Land betreffenden Ftnansbeschluß s. 8. nur von der 

obern beaw. untern Landschaft gegen die sie treffenden Vor- 

das Referendumm8- und Intttativbegehren ge- 

8te11t werden könne. (Art. 24). 

Prdsident bejaht dies. 

abg. Gassnorl Wilt die in Art. 44 Abs. l enthaltener drei tdgtge 

Jinberufungsfrtst, be sonders mit Rückstcht auf die Verhut- 

ntsse in Z'rt esenberg, für zu kurz bemessen. Er beantragt 

Verllingerung dieser Frist auf acht Zage. 

Der Antrag Gass ners wird ang enomrren. 

PrL stdsnt. Mtt Rita Iataht auf cite vorgsaahrttune Zett 

(1 1 Uhr) beantrage er etne Mt t tagspauss u. Fo: rtsetsung der 

st tsung um '3 Uhr. Angenommen. 

--- 0 

ý'rýx$tdent eröffnet nachmittags dt e St tsung' und kommt auf 

Art. 2 surüoh. 

4b9. aassner. Beaügltoh Herabsetzung der Alter4 19 renne für 

die Volljiihrtgicett auf 21 Jahre glaube er, daß dte letate 

Volhsabsttrtinung ht erüber entschteden habe, und 'd'er Landtag 

dtesen Beschluß ntaht ohnewetters atatter, ern hönrhe. (rund- 

antialtoh a®t or auoh ntoh6 gagon dta Hsrabaataunt7. 

ýJý 
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Armleer. Nachdem die Gründe über diesen Punkt schon 

Sur Genüge auseinandergesetzt worden sind, halte er es 

für überflüssig, noch länger darüber zu emm sprechen 

und ersuche um Abstimmung. 

ý. 
_`üoh 

1. Er sei auch kein grundsätzlicher Gegner der 

Herabsetzung der Altersgrenze, vorweise jedoch auf das von 

ihm in der r vormt ttägtgen Sitzung zu diesem Punkte (tesagte. 

" facht er. Vt ®11 et ch t wären mit Rücksicht auf den von 

Büchel eingenommenen Standpunkt noch Abg eordnot e hier, di e 

Vertagung der Beschlußfassung über vorliegendes Gesetz 

wünschen. Er lege Wort darauf, daß ein solches Gesetz mt t 

überwiegender Stimmenmehrheit beschlossen werde. 

Ab 
. 1Valaer: Wenn wir dem Volke Rechte einräumen wollen, 

80 wollen wir dies , letzt tun und nicht mehr lange hin und 

her zögern, er beantrage Abstimmung. 

iva chtterr. Es handbi sich ja nur um die Volljährtghet t und 

T*bohte er wagen diesem einzigen strittigen Punkte keine 

SPal tung herbei führen, sondern, wie schon gesagt, durch 

Vertagung dem Gesetze ein überwiegendes Mehr für die Annahme 

Sichern. 

Aba. Walser, Erlasse st ah vom Vorredner het ne )andere Ueber- 

Zeugung aufdrängen. Er handle nach seiner eigenen festen 

Ueberzeugung und beantrage nochmals Abstimmung. 

A. Maroý/ unterstützt Walser. Zr (. Marogg) bön, n! �, o nur, 

wenn Art. 2 Abs. l angenommen werde, für die Annahn des 

Gesetzes stimmen. Andernfalls sei er grundsýät>lic, h, dagegen. 

A_bg. BÜohe_1 erklärt nochmals, daß er nto hr grundýät`alioh 

dagegen set, sondern nur gegen den eingeschlagenen Waag. 

Präsident läßt über die Annahme des Art. 2 Abs. 1 ab1$imn. ýen. 

Absatz 1 wird mit 11 gegen 4 Stimmen angenommen. 

Prat dent. Er habe den von Büchel vorm t tage ges tell t en 'A 

trag fornult ert, derselbe laute; 

ýýý 
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nlntttativbegehren 
(aemetnde- und 8ammeltntttattven) 

auf Er1aB, Abänderung oder Aufhebung eines Gesetzes oder 

der Verf assung dürfen, wenn ein solches Begehren tn einer 
Volksabstimmung verworfen worden ist, über denselben Gegen- 

8tand erst nach Umfluß von zwei Jahren seit der VoJhaab- 

8iirnmung und ein Abberufungsbegehren darf ino Zet traume 

'Rings Jahres nur einmal gestellt werden. 

Eingaben, die gegen vorstehende Besttmaungen verstaßen, 
höhnen von der Behörde aurückg ewi ed en und die Et na eru fung 

einer Gemetndeversammlung kann verweigert werden (Art. 44). 

ae'9! en diese Zurückweisung oder Verweigerung ist Beschwerde 

2uld satg. ff 

Vorstehender Antrag wäre als 3 und 4 Absatz dem Art. 24 

bei zufugen. 

. Jaoht er. Er set auch für die Aufnahme dieses Antrages. 

Z3 gehe denn doch nicht an, daß eine von der 

lung verworfene Vorlage nach j Jahre schon wt eder zur Be- 

handlung tin Landtage eingebracht werde. Er glaube, eine 

bezügliche Bestimmung, daß vom Volke verworfene Vorlagen 

erst nach gewisser Zeit wieder eingebracht worden dürfen, 

auch in einem 8ohweisergeaetse gelesen au haben. 

Es "ohetne ihm aber, das Abberufungabegehrex sollte mehr 

als einmal im Jahre vom Volke gestellt werden dürfen. Er 

habe dt es übrig ens auoh sohon tn der xomaiss t ß'7n beantrag s. 

Im a? ýdern Falls at ea eine gewisse bevormundun9 des Volhes. 

PrUident. In dtess in Palle hönnse dann jedoch aach M ßbrauoh 

9etrt oben werden und dafür schaffe man keins Creaeav. 

Abg. Waohter. Naoh a etngr AnatchS wars ein Mißbrauch ntoht 

au befürohten. 

_AU. 
Wals er. Nach slt ner Anst ohS werden durch Aufnahmdes 

AntrageO Büo hol dem Volke aetne Rechte etngvaohraniU. Er 

macht ar. 4ah aufmerksam, daß nach ArS. 9FLandtag, wenn 

tn der 'ersten St tsung keins BStmmenvtnhelltgket t vrlca, t, 1g t wer- 
dv. tn awet dann aufeinanderfolgenden St tzung vn at t Dro, t vt er- 
tvlsStm. ýnvnmehrheiS das ßrundgeaftofflr abtndern könne. 

,ý 
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Prnatdent brtngt "den Antrag Büchela zur Abattn. mung. 

Der Antrag wtrd mtt 9 Stimmen angenommen. 

Abo. xataer. Bezügltch der Beglaubigung der Unterschrtften 

bot Sammelbegehren durch den Vorsteher out er noch 

nicht ganz ta Klaren. Der Vorsteher könne nur litm*% jene 

Unterschriften b9glaubtgen, dts vor seinen Augen betgesetzt 

wurden. Er wünsche et ne etwas pr? tzta ere Fassung des Art. 

23 Aba. 2. 

Prhst dent formult ert den 2. Absatz des Art. 23 neu und hht t" 

dieser zu lauten: 
�Dt 8 Stimmberechtigung und Unterschrift 

der Untersetehner tat von der Ortsvoratehung derjenigen 
Cremetnde, tn welcher dteselb9n thr9 polittschen Rechte aus- üben auf dar betreffenden Eingabe selbst ungut Beifügung des 
Datums am Schlusae samthaft auf Grund das Zahl- beaw. Sttmm- 
registers und der Angaben des Untereaýiriften8amr. lerb oder 
d98 Unterachriebenen aelbst zu beschetntgen (beglaubtganJ. 
Ktsfür dürfen hetne Gebührgn berechnet werden. " 

Der Antrag Kaisera wurde gegen 2 Stini»ien angenommen. 

Z. 
-", 

iaident beantragt nun Absttrimung über das ganze Gesetz. 

Abg. wacht erl wünacht Tiertagung, damit mehr Etnholltgket t 

in der Abstimmung erlangt werde. 

AbQ. Oaaaner. Er sei der Ansicht, nachdem schon über die 

acrt tttgen Punkte abgestimmt worden sei, könne ruhig auch 

übQr das ganze Gaaet o abgestimmt werden. 

g, achter. Er halt® seiften Antrag aufrecht. 

Ab. Wals er. Nachdem man Art., nach Art. g el ea en habe und das 

mßtste ja atnattmmtg angenommen wurde, wisse er nicht, warum 

die Abstimmung verschoben werden sollte. Er beantrage Ab- 

zttmrnung. 

Abq. Waohter. Früher habe man Gesetzesvorlagen immer einer 

zwptten Lesung unterzogen. 
Prtistdent. Diese Behauptung sei nicht richtig,, es seien die 

Inetaten Geaetzesvorlagen nur einer Lesung un$ersogen worden 

Ab9. Walser. Aetthel nach Artthel act angenommen worden, er 

könne nun nicht begreifen, warum jetzt nicht über die ganze 

Vorlage abgestimmt worden solle. 

1 
, ý'a 
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PrUtdent bringt den Antiragauf Vertagung zur Abstimmung. 

Dteser Antrag wurde gegen 4 Stimmen abgelehnt. 

Pru td9nt Nachdem der Antrag auf Vertagung gefallen set, 

bringe er den Antrag auf Annahme dge ganzen GesptzQS zur 

Ab$ ti mmu ng . 
Das Gga ßt z wurde mt t 13 909 en 2 Stimmen angenommen. 

Punkt 2 der Tagesordnung (Antrag der Ftnanakomrniaatan auf 
Bgwtiltgung eines Betrages von . 300 Franken zu den Kosten 
der Erstellung eines Kanalas tn Balzers. - Referent Regte- 
r'ungsrdt Oubelmann). 

Der Referent gibt bekannt, daß steh Johann Vogt in Balsers 

bei der Regierung beschwert habe, aaß sein Haus durch den 

Abfluß des Abwassers, das besonders bat Regenwetter in 

9roBer menge durch die Straße von Pralawisch herunterfließe, 

8t ark b eg c hddtg t we rde, t ndem das Wasser in die Keller ei n- 

dr'tnge. Vogt habe um Ableitung des Wassers durch einen 

Kanal ersucht. Auf die Beschwerde Vog8 . htn habe dann 

9in komrntsatoneller Augenschein an Ort und Stelle stattge- 

funden und habe steh die Beschwerde als begründet erwt esen. 

Es sei wirklich notwendig, daß Abhilfe geschaffen werde. 

Prdstdeni stellt die Ausführungen des Referenten zur Dts- 

kusst on. 

Zur Sache sprechen 44 wiederholt die Abgeordneten 

Wacht er, Wol ft ng er, Wals er und Frt on. 

Re gterungskommtssdr gibt bekannt, daß noch ei a zweite 
Beschwerde wegen des gleichen Usberatandes vorliege, u. awar 
Von Eduard Buck. 

Zrtistdeut. Wt o aioh aus dem Angeführten der Vor. r odner ergebe. 
Bei dieser Degenstand noch ntohc spruohrstf u. e`r : beantrage 
deshalb Vertagung der Bosohlußfasaung. 
Abg. Wachter unteracütst den Präsidenten u. fügt bei, 9a aolle 
die Regierung atoh tin Gegenstande auch mit der Ortsvorste- 
hung Baisers tna Benehmen setzen. 

Dar Antrag dos Prdsidanten wird "inatimmig angenomnien. 
ý ýl 

'14 

e-
ar

ch
iv.

li



17 
1.. +" 

3. PMnht der Tagesordnung. (Bericht über Druckkostenbe- 

Zahlung an Buchdrueh eret Kuhn t rr Buchs. - Referent Abg. 

Walser). 

Der Referent gibt an Hand der geg®ndttindltchen Regierungs- 

akten erschöpfende Aufklärung. Br führt aus; Die Regierung 

SChulde dem Kuhn sttmtltehe von 1914 bis 1929 erlaufenen 

Druchhcsten und away tm Betrage 
ý. p 

,.. 
`SFr. Ir dies em 

Aet rage seien haue ta4ohli ch auch dime Ke$n für die Druch- 

legt-4ng des neuen großen Lesebuches tnbegri ffen. Die 

24719,9 n für diesen Betrag belaufen sich nun 
die vý 

una ; cache aC gesamt+e , 5c1ýuldsurrýrrýe'Lý: ý. ýý'r. 
aus. Die 

R ay wrung habe wet nerasit Kuhn ersucht, siimtlicha in Fran 

ausyest9llt+e Rechnungen in Kronen bezahlen -c. a dürfen um 

dann die Abrechnung in Franken gelegenzlzcýi ein-r KurBbease- 

rung der Krone vornehmen zu hönngn. 29 sei eine bezügliche 

Verri nbarung getroffen worden, nach welcher Kuhn die to 

Franken ausg ea t el lt en Rech nu ng ßr2 tn Kronen aua b eaah lt er- 

hielt und zwar 1 Fr. .1 Kr. Diese Kronen habe Kuhn zufolge 

der Vereinbarung in der Sparkasse angelegt und Bei nun bis- 

her, da der Kronenkurs sich ja imrrber noch n tcht gebessert 

habe, die Sache mit Kuhn nicht ausgetragen worden. Kuhn 

habe dann zu Anfang dee Jahres eine Abrechnung verlangt 

und sei ihn, von der Regierung die Auszahlung der Rechnung 

bis M rz zugesichert worden, bis heute aber nicht erfolgt. 

. 's bestehe nach seiner Ansieht kein Zweifel tn dieser 

Sache, wir seien Kuhn die Franken schuldig, da er auch 

aiimtliche Rechnungen in Franken ausgestellt habe. 29 sei 

dies unserpraeits eine reine Valutaapehulatton gewesen. 

Bei diesen Anlasse möchte er aber noch anfragen, um ob 

unsere Zeitungen die Veröf f en t1i ohung der Landtagspro to- 

holle gratis besorgen. Er hoffe ja, denn gegen eine Be- 

zahlung dieser teröffentltohung ware er unbedingt. Het 

Ueberprüfung der Rechnungen von Kuhn @ , ei ihm auch aufge- 

fallen, daß früher die Druckkosten für Veröffentlt ohung 

der Landtagsprotokolle tin Volksblatt in Rechnung gestellt 

seien, und er nehme zweifellos an, daß dies veret nbarungs- 

gemäß mit der Regierung gesohehon set, denn sonst hätte 
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Kuhn dies auch nicht getan oder die Regierung hdtte die 

Rechnungen nicht anerkannt. 

Prhstdent Es sei ihm gans neu, daß für V4r8ffentlichung 

dor Landtagsprotokolle die Druchkosten in Rechnung gestellt 

seien, Von einer bezüglichen Bewilligung Wisse er nicht 

das Geringste. 

Büchel. Er wfl. rdc die Sache nochmals an die Fi nanz- 

kommtsston surüokverweisen, da die Ausführungen Walzers 

iýAriiglich der Druckkosten für die Landtagsprotoicalle 

dort noch gar nicht behandelt worden seien. 

Abc, hter, unterstützt Büchel; er nehme an, Walser habe 

gtnerset t in der Kol/tmissi an von diesen DruohJOs t sn noch st 

nichts gawuzýat. 

Ab . iva1ser. Lr habe wt rkltoh von di es, en Kosten seinerzei z 

noch nichts gewußt. Wir seien &uizn die Reonnung jedoch 

schuldig und müssen sie auch bezahlen. 

'ý°S i. ýrrung$kOmmissßr. Unsere Finanzen stehen derzeit leider 

nicht so, daß wir Kuhn eine größere Abschlagszahlung 

leisten können. Besüglich der Druckkosten für die Landtags- 

protokolle sei er heute leider nicht in der Lage, nähere 

A14skun. f t zu errat len. 

Abg. Walser. Dem Kuhn ist die Auszahlung bis Mors suge- 

sic: hert worden und er beantrage, daß Kann nach Möglichkeit 

Abschlagszahlungen geleistet werden. 

stdent / teilt die Ansicht des Vorredners. 

ilbg. Wala£M *$�* betont, daß kuhn keine Schuld trage. 

Die Regierung habe an Kuhn eino Ansuchen gestellt und Kuhn 

sei diesem ansuchen naohg ehommen. Möglichst rasche Abzahlung 

414re am PlatsE. 

li$rgr. -KÖnimtssdr. Die Schuld Acx gönne voraussichtlich bet 

Flüsaiguýaahung der n? ichsten Darlehensrate giinzitoh abge- 

tragen werden, früher sei es kaum möglich. 

Präsident. Die Regierung solle also nach Möglichkeit 

abzahlen. 

J 
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1i es sieh heute ja, nur, um AufhIhrung 

Über dig 
. 4ntlq t ehung dir Schuld zu erlangen. 

p.. ýavý dent. Die Regierung werde also beiüuftragt, acn Kuhn 

nach : ýöyý 1i ohk ei & zu bezahlen. 

St mtlichQ Abgeordnete gehen etnig mit diessorrý Antrage. 

Schluß det' Tagesordnung. 

PrýzNidgnt h4 1L noch Umfrgge, ob noch ýaznerr der Abgeordneten 

etwas ? ur A? handlung bringen riýo1. 'L 
, tra u?. ýiný Auskunft 

A.. 
.A ch91. Er rnfiohtg anfragen, wie uweit das iedanturh8s- 

rzdn 8projeitt ggdiehsn sei, g3 die gr fu h& b9ýondars für 

di lint erln nder der allerýnich Liga t9 in der heutig gn Z9i t. 
R., anýaýýrommtssnr. Er und einigs Abgeordnete haben an- 
Zn: lieh 

, 
des 1Qtat4n fioohwagsera peraönltrh Augenscham 

9e 23ir n en und den Erna; der Situation auch erkannt. Er Bot 

dann gleich nach st. (fallen g efachrgn, um mi S d9om mit der 

A43arbottung b»zitzu des Entwýiseerung8proj9ktes betrauten 
$ulturtng9nteur Lutz Rücksprache au nehmen. Lutz habe dte 

Ausarbsi tune des Projektes für die zwei te August hh1f te 

zuy 98ag t und habe auch at t den Jt nt gross i grt'en ciemei nden 
tn. der Angel9genhet t tit Beisein d9s Ing. Lutz tm Riad 

trig kontmiast one11e Begehung stattgefunden. Nach Ansicht 

dos Ing. ' Lutz könne nur sin Pumpwerk tn Frage komrroen, 

da ät e andere Ab1et tune des Wassers durch Kanhlo vorarlberg 

su, fur Ltecntenstetn utel zu teuer zu stehen h4m0. 

89i t eng der Regierung werde dt QB em aeg 9ns Lande g röd ta 
Aufrr, grksami ot ty esohehht und nichts unterlassen, dif 

bezüglichen Arbet tgn su förderr.. Auch Seine Durc%hlauöht 

der reg i arend4 Fürst, dgm von der Hoohwass erhasýas tropxs 
Dericht erstattet worden sei, habe sein Bsacauer. n hierüber 

ausgesprochen und t nt ereast ere eich um die Saoh. -At sehr. 
Da das ProjeIt voraussichtlich noch im Laufs dieses MonaSs 

"01", 9e109S words, xön-a$ er 
_nhoh$S 

vn$ mel, SeA9 Att S, Pvtlungsn 
m (Y O %L 0: " 
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